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beſtimmt hat, ſo können die Rechtsmittel in dieſer unrichtigen Friſt über⸗ 
reicht werden. 

Wenn eine Entſcheidung ohne Beweggründe zugeſtellt wurde, ſo iſt die Zeit 
zur Ergreifung der Rechtsmittel vom Zuſtellungstage der Entſcheidungs⸗ 
gründe zu berechnen. 

Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Landesculturangelegenheiten. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 


Zur Competenzenfrage hinſichtlich der Zudicatur in 
Meldungsvorſchrifts-Uebertretungen. 
Von Ferdinand Kirchlehner. 


Die in Nr. 3 des Jahrganges 1878 dieſer Zeitſchrift von 
L. Preleuthner entwickelte Anſicht, es unterliege keinem Zweifel, daß 
ſeit der Wirkſamkeit der Strafproceßordnung vom Jahre 1873 das 
Verfahren und die Urtheilsfällung über die im 8 320 a—d des 
Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 vorgeſehenen Uebertretungen wieder 


den Bezirksgerichten zuſtehen, wird wohl nicht allgemein getheilt und 


erſcheint auch nicht richtig begründet. 
Viele politiſche Behörden gehen noch dermalen in ihrer Praxis 


von der Anſchauung aus, daß ſie zur Beſtrafung der erwähnten 


Geſetzesübertretungen in Folge der Miniſterial⸗Verordnung vom 2. April 
1858, R. G. Bl. Z. 51 und des Geſetzes vom 22. October 1862, 
R. G. Bl. Z. 72 competent ſind, und daß in dieſer Competenz durch 


den Artikel VIII des Geſetzes vom 23. Mai 1873, betreffend die 
Einführung der neuen Strafproceßordnung, keine Aenderung herbei⸗ 
geführt wurde. F 

Durch die mit voller Geſetzeskraſt erfloſſene Miniſterial⸗Verordnung 
vom Jahre 1858 (aufrecht erhalten durch das Geſetz vom Jahre 1862) 
find die fraglichen Uebertretungen aus dem Strafgeſetze förmlich aus⸗ 
geſchieden worden, und es fand nicht eine einfache Competenzänderung 
ſtatt, ſondern es wurde durch die Aufnahme mehrerer neuer Beſtim⸗ 
mungen durch die Verordnung vom Jahre 1858 eigentlich ein neues 
Geſetz geſchaffen; es erſcheint daher die Annahme, als ſei durch 
den erwähnten Artikel VIII die Judicatur der Strafgerichte wieder 
hergeſtellt, unbegründet, indem man annehmen muß, daß die Ueber⸗ 
tretungen des $ 320 lit. a—d, in dem Strafgeſetze vom Jahre 1852 
gar nicht mehr enthalten ſind. Sie wurden von der Geſetzgebung aus 
demſelben ausgeſchieden, da ſie eben nach den übereinſtimmenden 
Commentaren der Strafrechtslehrer nur durch ein Verſehen in dasſelbe 
Aufnahme fanden und ihrer Natur nach auch gar nicht hinein gehören, 
denn es ſind damit localpolizeiliche Vorſchriften im Falle der Nicht⸗ 
beachtung mit Strafen bedroht, deren Beobachtung nicht an allen 
Orten gefordert wird. Nach § 320 d ſtände dem Bezirksrichter die 
Handhabung der Gewerbeordnung vom Jahre 1859 zu, deren diesfalls 
maßgebende normative Beſtimmungen doch unzweifelhaft von den poli⸗ 
tiſchen Behörden anzuwenden find. Ferner fanden lit. c und d des 
§ 320 in dem im Reichsrathe in Berathung befindlichen Entwurfe 
eines neuen Strafgeſetzes über Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen 
keine Aufnahme und haben gemäß dieſem Entwurfe nach wie vor 
außer dem allgemeinen Strafgeſetze, aus dem ſie ausgeſchieden wurden, 
zu verbleiben. 

Die Frage, ob ſich die politiſchen Behörden durch die Entſcheidung 
des Oberſten Gerichtshofes vom 21. November 1874 (Jahrgang 1875, 
S. 11 dieſer Zeitſchrift), wornach wieder die Bezirksgerichte competent 
erklärt wurden — gebunden erachten müfſen, iſt wohl ſelbſtverſtändlich 
du verneinen, denn nur das Reichsgericht hätte nach Artikel II des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 3. 143 bei 


einem Competenzconflicte endgiltig zu entſcheiden. 


Uebrigens wurde dieſe Frage im gleichen Sinne bereits in dem 
Aufſatze von Dr. Karl König „Zur Strafamtspflege der politiſchen 
Behörden“ (Jahrgang 1876, Nr. 7, S. 25 dieſer Zeitſchrift) behandelt“). 


Mittheilungen aus der Praris. 


Zur Lehre von der Haftung für Triftſchäden. 


Die im Nachſtehenden mitgetheilte Entſcheidung des k. k. Ackerbau⸗ 
Miniſteriums erfloß über die Miniſterialrecurſe des Holzhändlers Leon⸗ 
hard Scarſini in Villach, der Hüttenberger Eiſengewerkſchaft und des 


Johann Reichold in Gößnitz gegen die Entſcheidung der k. k. Landes⸗ 


regierung in Klagenſurt, womit das Erkenntniß der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Spittal vom 10. März 1876, 3. 1474, in Angelegenheit 
der Schadenerſatzleiſtungen anläßlich der bei dem Hochwaſſer im Möll⸗ 
thale durch Trifthölzer verurſachten Beſchädigungen theils beſtätiget, 
theils abgeändert wurde. 

Der Sachverhalt iſt dieſer: 

Die Holztrift auf der Möll in Kärnten verurſacht in jedem Jahre 
zahlreiche Beſchädigungen an den Brücken, Wegen, Wehren, Ufern u. dgl. 
Der Landesausſchuß führte wiederholt Klage wegen allzu großer Be⸗ 
günſtigung der Triftberechtigten, welche weder verhalten wurden, die 
erforderlichen Schutzbauten, Bachräumungen, Verſicherung der Lagerplätze 
herzuſtellen, noch genügende Entſchädigung zu leiſten. Vorzüglich hat 
das Hochwaſſer am 19. und 20. Juni 1875 zahlreiche Trifthölzer, theils 
Scheitholz, theils Langholz, welche im Innundationsgebiete der Möll von 
verſchiedenen Parteien zum Zwecke der Abtriftung auf den dazu be⸗ 
ſtimmten Plätzen aufgelagert waren, weggeſchwemmt, und es ſind da⸗ 
durch, theilweiſe aber auch durch das Hochwaſſer ſelbſt und durch von dem⸗ 
ſelben entwurzelte Bäume u. dgl. mehrere Brücken über die Möll weg⸗ 
geriſſen und ſonſtige Beſchädigungen verurſacht worden. Die in obiger 
Weiſe weggeriſſenen Trifthölzer gehörten zum Theile triftberechtigten Eigen⸗ 
thümern, darunter der Hüttenberger Eiſengewerkſchaft, theils ſolchen, 
welche keine ſelbſtändige Triftconceſſion haben, aber die Hölzer auf die 
Triftplätze im Innundationsgebiete abgelagert hatten, um ſelbe, wie es 


ſcheint, ſpäter durch Triftberechtigte abtriften zu laſſen, wie der Holz⸗ 


händler S. in V., der eine Partie großer Lärchenſtämme, 
feinem Statthallerei⸗Recurſe hervorgeht, zum Zwecke der Abſchwemmung 
daſelbſt abgelagert hatte, und Johann R. vulgo N., der Kohlholz zum 
gleichen Zwecke daſelbft hatte. — Von den Sachverſtändigen und allen 
Zeugen wird übereiuftimmend ausgeſagt, daß zwar auch ſchon das 
Hochwaſſer für ſich allein und mit den ſonſt hie und da mitgenommenen 


Gegenſtänden, z. B. entwurzelten Bäumen u. dgl. Schaden angerichtet 


hätte, daß aber vorzüglich die großen Maſſen Triftholzes die Be⸗ 
ſchädigungen weſentlich mitverurſachten oder vergrößerten. Beide In⸗ 
ſtanzen nehmen an, daß in allen Fällen, wo Triftholz beſtimmter 
Eigenthümer in obiger Weiſe an den Beſchädigungen mit Urſache ge⸗ 
weſen iſt, weil ſich das Verhältniß der beiden Schadensurſachen: Hoch⸗ 


waſſer und Triftholz nicht ziffermäßig feſtſtellen läßt, die Hälfte des 


Schadens die Beſchädigten ſelbſt zu tragen haben, während die andere 
Hälfte von den Eigenthümern des Triftholzes zu tragen iſt, wobei 
jedoch die erſte Inſtanz von der Anſchauung ausging, es müſſe den 
Eigenthümern des Triftholzes ein beſonderes ſtrafbares Verſchulden 
treffen, welches ſie darin erkannte, daß das Triftholz im Bereiche der 
gewöhnlichen Hochwäſſer der Möll abgelagert wurde und die Zuläſſig⸗ 
keit dieſer Ablagerung behördlich nicht ausgeſprochen war, während die 
zweite Inſtanz über Recurs des Landesausſchuſſes von der Anſicht aus⸗ 
ging, daß § 34 F. G. die erwähnte Verpflichtung nicht von einem 
Verſchulden abhängig mache, vielmehr die Triſtunternehmung zum vollen 
oder verhältnißmäßigen Erſatz aller jener Schäden verhalte, welche 
durch die Trift, alſo in Folge der Benützung der betreffenden Gewäſſer 
zur Trift entſtehen, gleichgiltig ob die Schäden durch die Triftung des 
Holzes unmittelbar oder durch ein zufälliges Ereigniß, welches das 
eingewäſſerte oder nicht eingewäſſerte Triftholz in Bewegung ſetzt, ver⸗ 
urſacht wurde. Dieſe Verantwortlichkeit des Triftunternehmers für ohne 


*) Die Redaction als ſolche hält ſich ſelbſtverſtändlich nicht berufen, ſich in den 
Streit der Meinungen über derlei Fragen einzumiſchen. Bem. d. Red. 
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wie aus 


ſein Verſchulden und zufällig durch die Trift veranlaßte Schäden ſei in 
der Vergrößerung der Gefahren begründet, welche den Ufergrundſtücken 
und anderen Objecten durch die Triftunternehmung bei Eintritt natür⸗ 
licher Ereigniſſe drohen Die Schadenziffern beruhen bei Landesobjecten 
auf den ſehr mäßig gehaltenen Anſätzen des Landesausſchuſſes und be⸗ 
ziehungsweiſe der Sachverſtändigen und wurden bei der Verhandlung 
nicht beſtritten. 

Nach dieſen Grundſätzen wurden nun von der Landesregierung 
in Klagenfurt verſchiedene Parteien zu Erſätzen verurtheilt, andere 
freigeſprochen. Von den vielen Punkten der Entſcheidung ſind nur fol⸗ 
gende recurrendo angefochten: 


I. 


Die triftberechtigte Hüttenberger Eiſengewerkſchaft wurde von der 
erſten Inſtanz nicht verurtheilt, wohl aber über Recurs des Landesaus⸗ 
ſchuſſes in zweiter Inſtanz und zwar zur Zahlung der Hälfte des mit 
250 fl. 50 kr. bezifferten Schadens, welchen der Landesfonds durch Be⸗ 
ſchädigung an verſchiedenen Stellen der Landesſtraße und an der 
Stampſerbrücke erlitten hat. Dabei wurde von der zweiten Inſtanz als er⸗ 
wieſen angenommen, daß eine größere Menge dieſer Geſellſchaft ge⸗ 
höriger Trifthölzer und einige Bäume einer theilweiſe zerſtörten Holz⸗ 
rieſe derſelben aus dem Wangemitzgraben verſchwemmt und vom Hoch⸗ 
waſſer nebſt entwurzelten Bäumen und Brückenbeſtandtheilen auf der 
Strecke entlang der beſchädigten Landesobjecte ſortgetragen wurden. 
Da nun ebenſowenig erwieſen werden kann, daß die fraglichen Be⸗ 
ſchädigungen nur durch das Triftholz, wie daß ſie nur durch das Hoch⸗ 
waſſer veranlaßt wurden, oder daß ſie ohne Beſtand der Holztrift im 
gleichen Maſſe eingetreten wären, muß angenommen werden, daß ſie 
durch das Zuſammentreffen beider Factoren veranlaßt wurden. Gegen 
die Ziffer des geſammten Schadens per 250 fl. 50 kr., welchen der 
Landesausſchuß urſprünglich in ſeiner Aeußerung anſprach, hat die 
Eiſengewerkſchaſt keine Einwendung erhoben, daher die Erſatzziffer mit 
125 fl. 25 kr. ſeſtgeſtellt werden konnte. 

Im Recurſe erachtet die Eiſengewerkſchaft, ſie ſei, weil nicht 
erwieſen, daß die Beſchädigung durch das Triftholz erfolgte, freizuſprechen. 
Auch hätte das Holz ſelbſt dann durch das Hochwaſſer fortgetragen werden 
können, wenn ſie keine Triftberechtigung gehabt hätte und ſtehe das 
Hochwaſſer und der Schade mit der Trift in keinem Zuſammenhange. 
Die Schadenziffer per 250 fl. 50 kr. habe ſie in der ſchriftlichen Aeußerung 


nur aus dem Grunde nicht beſtritten, weil ſie überhaupt kein Erſatz 
| treffen könne. 


| 75 


| Der Holzhändler Leonhard S. wurde in erſter und zweiter Inſtanz 
zu einem Schadenerſatze von 98 fl. 15 kr. verurtheilt. 

Im Miniſterialrecurſe beſtreitet er die Erſatzpflicht, weil ihn kein 
Verſchulden treffe, weil ſerner nicht erwieſen ſei, daß die ihm wegge⸗ 
ſchwemmten Lärchenbäume einen Schaden verurſacht haben, weil 8 34 
F. G. nur Anwendung finde auf den regulären Betrieb der Trift, nicht 
auf Elementarereigniſſe oder Unglücksfälle, bei denen der Trifter zu allem 


dem noch ſein Triftholz verliere. 
| III. 

Der Wirth Johann R. wurde ſchon in erſter Inſtanz zu einem 

Schadenerſatze per 66 fl. 15 kr. verurtheilt, darunter 9 fl. 50 kr. für 
die Lagendorfer Brücke und 46 fl. 37 kr. für die Steinbrücke, weil er 
600 Kubikmeter Kohlholz in der unmittelbaren Nähe des Möllbaches 
zur ſpäteren Abtriftung mit ungenügender Verſicherung gegen Hoch⸗ 
wäſſer abgelagert hatte. Er wurde beauftragt, binnen vierzehn Tagen zu 
zahlen oder in gleicher Friſt gegründete Einwendungen dagegen zu er⸗ 
heben. Hierüber hat er nur gegen die Brückenerſätze per 55 fl. 87 kr. 
und zwar protokollariſch vorgebracht, daß die Brücken früher weg⸗ 
geriſſen wurden, bevor ſein Triftholz weggeſchwemmt wurde. Er bat 
hierüber um Vernehmung der Zeugen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat mit dem Beſcheide vom 14. April 
1876, 3. 3071 die nachträgliche Conſtatirung veranlaßt. 

Die Zeugen Joſef B., Johann P., P. und E. beſtätigten, daß 
die beiden Brücken am 20. Juni-ſchon um ½4 Uhr weggeriſſen wurden — 
eine Thatſache, die auch ſonſt beſtätigt iſt. Franz St. ſagt aus: „Am 
20. Juni beiläufig um 5 bis 6 Uhr Morgens ging ich zu meiner 
Waſſerleitung zur Nachſicht. Zur ſelben Zeit waren die Neuwirthiſchen 
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Holzgröden noch an ihrem Platze. Bevor ich zu meiner Behauſung Haftung nach dem Forſtgeſetze könnte weder die Ablagerung des Holzes 
zurückkam, vernahm ich einen Krach und gleich darauf ſchwamm das in der Nähe der Triftgewäſſer noch die Abſchwemmung desſelben ge⸗ 
Neuwirthiſche Kohlholz daher.“ Silveſter St. jagt, daß er am 20. Juni ſtattet werden, was nur der Forſtcultur ſelbſt und der Holzbringung 


zwiſchen 5 und 6 Uhr zur Tresdorſer Brücke zur Nachſicht ging. 
Kaum dort angekommen, brachen die Neuwirthiſchen Holzgröden und 
wurden ſonach von der Möll weggeſchwemmt. Bei der Commiſſion ſelbſt 
war laut Protokoll S. 13 nur conſtatirt worden, daß am linken Möll⸗ 
ufer gegenüber der Säge des Franz St. auf einem hohen Rain dem 
R. gehöriges Kohlholz — circa 1000 Cubikmeter abgelagert 
war, wovon zwei Drittel aus dem Grunde weggeſchwemmt wurden, 
weil die Stützen des darauf gelagerten Holzes in den Möllfluß geſtellt 
waren. Ueber den Zeitpunkt, wann dieſe Stützen zuſammenſtürzten und 
die Abſchwemmung erfolgte, enthält das Commiſſionsprotokoll keine Angabe. 

Das Ackerbauminiſterium hat nun laut Entſcheidung vom 23. No⸗ 
vember 1877, 3. 12128, den Miniſterialrecurſen der Hüttenberger⸗ 
Eiſengewerkſchaft in Klagenfurt und des Holzhändlers Leonhard S. 
in Villach gegen die Entſcheidung der Landesregierung vom Juni 1877, 
3. 4420, betreffend die Zahlung von Triftſchäden, keine Folge gegeben, 
dagegen wurde dem Recurſe des Johann R., Neuwirth zu Gößnitz. 
gegen dasſelbe Erkenntniß, in ſoweit derſelbe zu einem Triftſchaden⸗ 
erſatze von 9 fl. 50 kr. für die Lagendorfer Brücke und von 
46 fl. 37 kr. für die Steinbrücke verurtheilt wurde, Folge gegeben 
und Johann R. von der Zahlung dieſer beiden Erſatzbeträge los⸗ 
gezählt. — Gründe: 

Aus den Verhandlungsacten geht hervor, daß die Beſchädigungen, 
zu deren theilweiſen Erſatz die Hüttenberger⸗Eiſenwerksgeſellſchaft und 
Leonhard S. verurtheilt wurden, theils durch die Hochwäſſer der 
Möll und ihrer Seitenbäche, theils durch die Trifthölzer verurfacht 
wurden, welche verſchiedene Eigenthümer, darunter auch die genannte 
Geſellſchaft und S. in der Nähe des Triftwaſſers zum Zwecke 
der ſpäteren Abtriftung au verſchiedenen Plätzen abgelagert hatten, von 
welchen Plätzen dieſe Hölzer von den Hochfluthen der erwähnten Ge⸗ 
wäſſer weggeriſſen und an die Brücken, Ufer und Uferſchutzbauten, 
an Wehre, Grundſtücke und an die Landesſtraße getragen wurden, fo 
daß die Beſchädigungen der genannten Objecte, wenn ſie auch theilweiſe 
durch die Fluthen verurſacht worden wären, doch durch die anprallenden 
Trifthölzer weſentlich vermehrt und vergrößert wurden. Da ſich das 
Verhältniß der Beſchädigungen, in wieweit nämlich diefelben durch die 
Trifthölzer verurſacht wurden, nicht ermitteln läßt, find dieſelben von 
den Triftunternehmern, deren Holz zu den Beſchädigungen nachweisbar 
beigetragen hat und von den Beſchädigten nach 8 34 F. G. zu gleichen 
Theilen zu tragen. Die gegen die Anwendung des $ 34 F. ©. von der 
Eiſenwerksgeſellſchaft und von Leonhard S. vorgebrachten Einwendungen 
ſind unbegründet. Denn die Haftung für Triftſchäden nach dem Forſt⸗ 
geſetze beginnt ſchon dann, wenn das zur Trift beſtimmte Holz im Innun⸗ 
dationsgebiete des Triftwaſſers aufgelagert wird, weil auch ſchon die 
Ablagerung des Holzes an dem Triſtwaſſer einen integrirenden Be⸗ 
ſtandtheil der Trift, beziehungsweiſe der Triftconceſſion bildet, da auch 
die Geſahr der Beſchädigung von Uferſchutzbauten, Werkanlagen, Brücken 
und Grundſtücken ſchon von dieſer Zeit an beginnt und daher die 
Triſtnormen auch ſchon die Art und Weiſe der erwähnten Ablagerung 
zu regeln haben. Auch hat ſchon nach dem Wortlaute des $ 34 F. G. 
die Triftunternehmung nicht bloß die durch ein ſtrafbares Ver⸗ 
ſchulden verurſachten Triftſchäden ganz oder theilweiſe zu erſetzen, 
ſondern überhaupt alle Schäden, welche ungeachtet beſtehender Schutz⸗ 
bauten oder ungeachtet die Conceſſionsbedingungen in Betreff der Ab⸗ 
lagerung der Hölzer an den Triftbächen und der Abſchwemmung derſelben 
genau eingehalten wurden, ganz oder theilweiſe durch die Trift verurſacht 
wurden und welche ganz oder theilweiſe unterblieben wären, wenn eine 
Trift nicht ſtattgeſunden hätte. Die Triftunternehmung haftet daher ganz 
oder theilweiſe auch für Schäden, welche die durch Hochwäſſer von den Lager⸗ 
plätzen im Innundationsgebiete weggetragenen Trifthölzer verurſacht haben. 
Dieſe ſtrengere, an kein Verſchulden gebundene Haftung für die durch 
das Triftholz verurſachten Beſchädigungen iſt nicht nur im Wortlaute, 
ſondern auch in der ratio legis des $ 34 begründet, welche nämlich 
darin zu ſuchen iſt, daß durch das Anſtoßen der Trifthölzer die Ufer 
unterwaſchen, Uferverſicherungen gelockert, Brückenpiloten theilweiſe aus⸗ 
gewaſchen und gelockert, bei Werkswehren die Verbindungen der ver⸗ 
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zum Nachtheile gereichen würde. An der Haftung haben auch jene 
Eigenthümer von zur Trift beſtimmten Hölzern Theil zu nehmen, 
welche, wie der Holzhändler S., ihr Holz im Innundationsgebiete zum 
Zwecke einer ſpäteren Abtriftung durch andere Triſtberechtigte oder 
auf Grund einer ſpäter zu erwerbenden Trifteonceſſion abgelagert haben, 
wenn ſie auch zur Zeit der Beſchädigung die Triſtconceſſion ſelbſt nicht 
erwirkt hatten, da ſie ebenfalls als Triftunternehmer anzuſehen ſind. 
In allen Fällen muß allerdings erwieſen werden, daß der Schade 
durch die Trifthölzer herbeigeführt oder vergrößert wurde. Dieſer Be⸗ 
weis iſt nach den Gründen der recurrirten Entſcheidung ſowohl rück⸗ 
ſichtlich der Hüttenberger⸗Eiſenwerksgeſellſchaft als auch des Leonhard 
S. vollſtändig hergeſtellt, daher dieſen Recurſen keine Folge gegeben 
wurde. 

Dagegen iſt dieſer Beweis rückſichtlich des Johann R. nicht her⸗ 
geſtellt. Die Zeugen B., P., P. und E. beſtätigen, daß die Lagendorfer⸗ 
und Steinbrücke ſchon um ½4 Uhr früh am 20. Juni 1875 weg⸗ 
geriſſen wurden, eine Thatſache, die auch ſonſt beſtätigt iſt. Die Zeugen 
Franz St. und Sylveſter St. beſtätigen, daß ſie das zur Triftung vor⸗ 
gerichtete Holz des Johann R. am 20. Juni 1875 noch zwiſchen 
5 und 6 Uhr früh in Holzgröden aufgerichtet und unberührt ſtehen 
ſahen, bald nachher aber den Zuſammenbruch der Gröden und das 
Abſchwemmen eines Theiles des Holzes wahrgenommen haben. Mit 
dieſen Ausſagen ſtehen die Erhebungen des Commiſſionsprotokolles in 
keinem Widerſpruche, da in demſelben der Zeitpunkt des Zuſammen⸗ 
bruches der Holzgröden nicht angegeben iſt und dem Johann R. in 
der Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft frei gelaſſen wurde, binnen 
vierzehn Tagen gegründete Einwendungen zu erheben, auf deren Grund⸗ 
lage die nachträgliche Zeugenvernehmung erfolgte. Aus dieſem Grunde 
wurde dem Recurſe des Johann R. Folge gegeben. E— e. 


Berechnung der Recursfriſten. 
Wenn eine Behörde die Zeit zur Ergreifung eines Rechtsmittels 
irrthümlich beſtimmt hat, fo können die Rechtsmittel in diefer un: 
7 richtigen Friſt überreicht werden. 
Wenn eine Entſcheidung ohne Beweggründe zugeſtellt wurde, ſo 
iſt die Zeit zur Ergreifung der Rechtsmittel vom Zuſtellungstage 
der Entſcheidungsgründe zu berechnen. 


In einer Beſtandſache wurde die o. g. Entſcheidung der fach- 
ſälligen Partei am 20. December 1876 zugeſtellt und da der Aus⸗ 
fertigung die Entſcheidungsgründe nicht angeſchloſſen waren, ſo wurden 
dieſelben nachträglich über Reclamation der Partei am 28. December 
1876 zugeſtellt. 

Am 31. December 1876 wurde die Reviſtonsbeſchwerde ein⸗ 
gebracht, welche als verſpätet vom k. k. Oberlandesgerichte in Krakau 
mit der Belehrung verworſen wurde, daß gegen den diesfälligen Beſcheid 
der Recurs binnen acht Tagen offen ſteht. 

Die Zuſtellung des letzten Beſcheides erſolgte am 2. April 1877 
und der k. k. oberſte Gerichtshof in Erledigung des Hofrecurſes vom 
7. April 1877 hat laut Entſcheidung vom 11. Juli 1877, Z. 6951 
die Anfangs bezogene o. g. Entſcheidung aufgehoben und über die am 
31. December 1876 überreichte Reviſionsbeſchwerde meritoriſch ent⸗ 
ſchieden — denn obleich der letzte Reviſionsrecurs am 7. April 1877, 
folglich nicht in der hier nach dem $ 15 lit. d der kaiſ. Verordnung 
vom 16. November 1858, Nr. 213 R. G. Bl., maßgebenden Friſt 
von drei Tagen nach der am 2. April 1877 erfolgten Zuſtellung der 
obigen oberlandesgerichtlichen Entſcheidung eingebracht wurde, dieſe Ver⸗ 
ſpätung aber dem Recurrenten nicht imputirt werden kann, weil das 
k. k Oberlandesgericht ſelbſt in der obigen Entſcheidung die Friſt von 
acht Tagen als zur Ergreifung eines Rechtsmittels in dieſer Rechts⸗ 
ſache maßgebend bezeichnet hat, und weil dieſer Reviſionsrecurs ſich 
eigentlich als eine Beſchwerde über Juſtizverweigerung durch Ver⸗ 
werfung einer rechtsgiltigen Reviſtonsbeſchwerde darſtellt. 

N Denn die Verwerfung der erſten Reviſionsbeſchwerde wegen an⸗ 


ſchiedenen Holzbeſtandtheile erſchüttert oder ganz aufgelöst werden, ſo geblicher Verſpätung beruht auf einem offenbaren Irrthum; es zeigt ſich 
daß Hochwäſſer auf Schwemmbächen viel weiter greiſende Schäden als nämlich, daß zwar das Urtheil zweiter Inſtanz allerdings am 20. De⸗ 
auf Bächen ohne Schwemmbetrieb verurſachen. Ohne eine ſolche ſtrengere cember 1876 zugeſtellt wurde, daß jedoch hiebei dem Geſetze (8 34 


Sum. Verf. und $ 23 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 
R. G. Bl.) zuwider, die Zuſtellung der Entſcheidungsgründe unterblieb 
und die Entſcheidungsgründe erſt am 28. December 1876 zugeſtellt 
wurden, daher die Zuſtellung an dieſem letzteren Tage vollſtändig be⸗ 
wirkt und die Reviſionsbeſchwerde bereits am 31. December 1876, 
ſomit in dieſer geſetzmäßigen Friſt von drei Tagen eingebracht wurde.“) 
Ger. H. 


Kechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Jandesculturangelegenheiten. 


Koſten der Setzung von Staumaſſen. 


Die Aufftellung der Staumaſſe bei Triebwerken und Stauan⸗ 
lagen hat auf Koſten der Beſitzer dieſer Werke und Anlagen zu geſchehen, 
wenn auch der Nutzen derſelben dritten Perſonen zugute kommt, weil dieſe 
Aufſtellung nicht ſo ſehr zur Wahrung der eigenen als vielmehr ſrem⸗ 
der Intereſſen und ausdrücklich auf Koſten der Beſitzer vorgeſchrieben iſt. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 6. Mai 1877, 8. 1881. 


Entſchädigungsanſprüche aus Gebrechen der Waſſerbenützung. 


Wenn aus den Gebrechen, welche bei bewilligten Waſſeranlagen 
und Vorrichtungen vorkommen oder aus der mangelhaften Beſorgung 
ſolcher Anlagen ein Schaden entſteht, find die politiſchen Behörden zwar 
zur Abſtellung der Gebrechen berufen! (8 20 W. G.), die Entſchädigungs⸗ 
frage aber iſt auf den Civilrechtsweg zu verweiſen, dafern dieſelbe nicht 
etwa im Adhäſionsproceſſe mit einem allfälligen Straferkenntniſſe gleich⸗ 
zeitig erledigt werden kann. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 6. Mai 1877, 3. 2360. 


Verweigerte Conceſſion zur Waſſerbenützung und Verwaltungs⸗ 
Gerichtshof. 


Gegen die verweigerte Bewilligung der Herſtellung einer Waſſer⸗ 
anlage, inſoweit den Adminiſtrativ⸗Behörden bei Erlaſſung der Entſchei⸗ 
dung öffentliche Rückſichten zur Baſis dienten, deren Beurtheilung dem 
freien Ermeſſen der Behörden anheim geftellt iſt, ift nach § 3 lit. e des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Ne. 36 ex 1876, eine 
Beſchwerde an den Verwaltungs⸗Gerichtshof nicht zuläſſig. 

Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 7. Mai 1877, 8. 581. 


Conceſſionsbedingungen bei Abänderung von Waſſerbauten. 


Wird eine Abänderung eines Triebwerkes oder einer Stauanlage 
nothwendig, zu welcher nach 8 17 W. G. eine behördliche Bewilligung 
erforderlich iſt, ſo können in dieſer Bewilligung auch ſolche den localen 
Verhältniſſen entſprechende Bedingungen auferlegt werden, welche in der 
urſprünglichen Bewilligung nicht vorgeſchrieben waren. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 9. Mai 1877, 3. 3153. 


Nutzloſe Waſſerbauten. 


Waſſerbauten, deren Nutzloſigkeit techniſch erwiefen wird, dürfen 
ſchon aus dem Grunde nicht bewilligt werden, weil durch das Geltenlaſſen 
ſolcher Bauten ein rechtliches Hinderniß für das ſpätere Entſtehen 
nützlicher Unternehmungen an derſelben Stelle geſchaffen wird. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 10. Mai 1877, 8. 4237. 


) Wir theilen dieſe Entſcheidung in unferen Blättern mit, weil die beiden 
vom oberſten Gerichtshoſe zur Geltung gebrachten Rechtsſütze auch für die 
Berechnung der Recursfriſten in Verwaltungsangelegenheiten von großer 
Bedeutung ſind. Den erſten Rechtsſatz nämlich über die Folgen der irrthüm⸗ 
lich bezeichneten Recursfriſt, hat auch das Ackerbauminiſterium bei Entſchei⸗ 
dungen in Waſſerrechtsangelegenheiten wiederholt in gleicher Weiſe wie hier 
der oberſte Gerichtshof zur Anwendung gebracht. Der zweite vom oberſten 
Gerichtshofe ausgeſprochene Rechtsſatz möge die Verwalkungsbehörden aber⸗ 
mals auf die Nothwendigkeit auſmerkſam machen, in allen Fällen, wo dies 
geſetzlich vorgeſchrieben iſt, z. B. in Waſſerrechtsangelegenheiten, die Erkennt⸗ 
niſſe jederzeit ſogleich mit Entſcheidungsgründen zu verſehen, damit die 
Rechtskraft dieſer Erkenntniſſe in Folge des Mangels der Entſcheidungs⸗ 
gründe nicht in eine unberechenbare Friſt hinausverſchoben werde. P. 
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Vertretungskoſten in Waſſerrechtsſa chen. 


Nachdem die Beiziehung rechts⸗ und fachkundiger Beiſtände in 
Waſſerrechtsangelegenheiten geſtattet iſt, obliegt den Verwaltungsbehörden 
auch die inſtanzmäßige Feſtſtellung der von ſolchen Beiſtänden (Advo⸗ 
caten) anzuſprechenden Koſten gegenüber der Gegenpartei, wenn dieſelbe 
wegen ihres Verſchuldens zum Koſtenerſatze verurtheilt wird, nicht aber 
auch gegenüber der von dem Advocaten vertretenen Partei, falls eine 
ſolche Feſtſtellung von der betreffenden Partei oder vom Advocaten ver⸗ 
langt wird. Letzteres Verhältniß iſt nach den Beſtimmungen über den 
Lohnertrag vom Civilrichter zu beurtheilen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 22. Mai 1877, Z. 4692 


Berordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Iunern vom 19. September 1877, 3. 3450/M. J. 

an ſämmtliche Landesbehörden (mit Ausnahme jener in Prag, Brünn, Graz und 

Salzburg) betreffend die Ertheilung von Baubewilligungen zu Bauführnngen 
auf den Anlagen und Gründen bereits hergeftellter Eiſenbahnen. 


Behufs Erzielung eines gleichartigen Vorganges in Abſicht auf die Er⸗ 
theilung von Baubewilligungen zu Bauführungen auf den Anlagen und Gründen 
bereits hergeſtellter Eiſenbahnen wird der k. k. . . in Uebereinſtimmung 
mit den bereits in andern Ländern feſtgehaltenen Grundſätzen, einverſtändlich 
mit dem k. k. Handelsminiſterium Folgendes zur Darnachachtung in vorkommenden 
Fällen eröffnet: 

Wiewohl der § 10 lit. a der Miniſterial⸗Verordnung vom 44. September 
1854, Nr. 238 R. G. Bl. die Beſtimmung enthält, daß beim Baue einer Eiſen⸗ 
bahn und ihrer einzelnen Objecte die allgemeinen Bauvorſchriften genau zu erfüllen 
ſind, ſo können die für die einzelnen Länder, beziehungsw. für einzelne Städte be⸗ 
ſtehenden Bauordnungen auf Eiſenbahnbauten überhaupt doch nur inſoweit zur An⸗ 
wendung kommen, als ſie mit den Beſtimmungen jener Miniſterial⸗Verordnung 
vereinbar find, da letztere ſich auf einen dem Reichsrathe vorbehaltenen Gegen⸗ 
ſtand der Geſetzgebung bezieht und ſonach durch Landesgeſetze nicht geändert 
werden kann. 5 

Da nun die Angelegenheiten, welche ſich auf die Vollziehung der Beſtim⸗ 
mungen der erwähnten Miniſterialverordnung beziehen, nach 9 13 derſelben vor 
die adminiſtrativen Behörden gehören, worunter mit Rückſicht auf den Zeit⸗ 
punkt der Erlaſſung der Verordnung die Staatsbehörden zu verſtehen ſind, 
da ſerner für die Vernehmung der Anreiner und ſonſtigen Privatintereſſen⸗ 
ten, ſowie für die Geltendmachung etwaiger Gemeindeintereſſen durch die 
im 8 6 der Miniſterialverordnung vom 14. September 1854 enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften Fürſorge getroffen iſt, und auch ein Unterſchied zwiſchen bereits her⸗ 
geſtellten und herzuſtellenden Bahnen nicht gerechtfertigt wäre, ſo erſcheinen die 
Gemeindebehörden zur Bewilligung von Bauführungen auf Eiſenbahnen über⸗ 
haupt nicht berufen und ift in Abſicht auf die Einwirkung von Baubewilligungen 
der erwähnten Art lediglich nach der ebenerwähnten Miniſterialverordnung vom 
14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238 und den 8 11 der Handelsminiſterial⸗ 
verordnung vom 4. Februar 1871, R. G. Bl. Nr. 8 vorzugehen. 

In gleichem Sinne wird auch von Seite des hohen k. k. Handels⸗ 
miniſteriums die entſprechende Weifung an die Eiſenbahnunternehmungen erlaſſen 
werden. 
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Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Oberfinanzrath Franz Ritter v. Feyerfeil 
zum Hofrathe bei der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. . 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Finanz⸗Landesdirection 
in Prag Anton Ritter v. Machotka den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Adjuncten der Dicaſterialgebäude⸗Direction 
Rechnungsrath Jofef Schönbeck den Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes taxfrei verliehen. E 

Seine Majeſtät haben dem pen. Finanz⸗Wachcommiſſär Johann Sed⸗ 
laezek den Titel eines Finanzwach⸗Obercommiſſärs verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Franz Grafen 
Merveldt und den Bezirkscommiſſär Gottlieb Nußbaumer zu Bezirkshaupt⸗ 
männern im Herzogthume Salzburg ernannt. 


SHiezu als Beilage: Bogen 37, 38 u. 39 der 
Erkenutniſſe des Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


